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kooperative Bildungsverantwortung
Gerhard Kruip
1 Problemaufriss
Seit einem gemeinsamen Workshop über „Bildung und Beteiligungsgerechtigkeit“ im
Herbst 20021 beschäftigen sich meine Kollegin Marianne Heimbach-Steins und ich mit
sozialethischen Fragen des Bildungssystems. Ein von der Deutschen Forschungsgemein-
schaft finanziertes Projekt, das wir unter dem Titel „Das Menschenrecht auf Bildung
und seine Umsetzung in Deutschland“ ab 2006 durchführen konnten, hat neben ande-
ren wichtigen Ergebnissen2 deutlich gemacht, dass das Menschenrecht auf Bildung nur
dadurch realisiert werden kann, dass verschiedene Akteure von den Educandi selbst und
deren Eltern über die Lehrer/innen und Schulen bis hin zu staatlichen Instanzen zusam-
menarbeiten und dabei je unterschiedliche Aufgaben verantwortlich übernehmen. Aus
sozialethischer Perspektive stellt sich dabei die Frage, inwieweit eine solche Kooperation
zusätzlich zu Effizienzkriterien auch sozialethischen Kriterien genügen muss.
Der menschenrechtliche Anspruch auf Bildung gründet in der Menschenwürde und
gehört zum geschützten Kernbereich der Persönlichkeit. Entsprechend dem inzwi-
schen sowohl in den einschlägigen UN-Gremien wie auch in der wissenschaftlichen
Debatte erzielten Konsens beinhaltet dieses Menschenrecht jedoch keinesfalls nur ein
Abwehrrecht gegen den Staat, der das Menschrecht auf Bildung respektieren muss
(„to respect“) und zu seiner Einhaltung den sich bildenden Individuen keine diskri-
minierenden Beschränkungen im Zugang zu Bildung auferlegen darf. Die Menschen-
rechte verpflichten den Staat zugleich, sie gegenüber möglichen Eingriffen von Dritten
zu schützen („to protect“) und, weil es sich auch um ein positives Recht zur Bereit-
stellung entsprechender Ressourcen handelt, selbst subsidiär eine Gewährleistungs-
verantwortung zu übernehmen, wenn diese Aufgabe nicht bereits von anderen Teilen
der Gesellschaft erfüllt („to fulfil“) wird.3
1 Dokumentiert in Heimbach-Steins/Kruip 2003.
2 Siehe z. B. Heimbach-Steins et al. 2007; Heimbach-Steins et al. 2008; Heimbach-Steins et al. 2009b und Heimbach-Steins
et al. 2009a.
3 Vgl. neben vielen anderen Fredman 2008. Vgl. auch Eide et al. 1995.
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Mit dieser Gewährleistungsverantwortung ist nun allerdings ein Problem verbunden:
Für positive Rechte ist generell charakteristisch, dass nicht eindeutig bestimmt ist, wer
genau die ihnen korrespondierenden positiven Pflichten zu übernehmen hat. Im Falle
des Menschenrechts auf Bildung wird man zunächst selbstverständlich den Staat in
die Pflicht nehmen. Doch gibt es auch hier das Problem, dass dafür sehr unterschied-
liche staatliche Instanzen in Frage kommen, erst recht in einem föderal aufgebauten
Staatswesen. Darüber hinaus kann Bildung nur gelingen, wenn auch andere Akteure
außerhalb des Staates sich ihrer Verantwortung bewusst werden – bis hin zu denen,
die gebildet werden – oder besser – die sich bilden sollen, und ohne deren Mitwirkung
jede Anstrengung für Bildung ins Leere laufen muss. Dabei können freilich nicht alle
in gleicher Weise verpflichtet sein und die Wahrnehmung der unterschiedlichen
Pflichten muss in wechselseitiger Absprache erfolgen. Die Gewährleistung positiver
Rechte muss von den Verantwortungsträgern kooperativ organisiert werden.4 Dafür
werden normalerweise Kriterien wie Zuständigkeiten, Fähigkeiten und Ressourcen,
Zumutbarkeit und zuvor eingegangene Verpflichtungen oder Vereinbarungen rele-
vant. Im Bildungsbereich müssen zusätzlich Verantwortungsübernahmen bedacht
werden, die sich aus der häufigen Asymmetrie zwischen Lernenden und Lehrenden
ergeben, was zugleich das Lernziel, nämlich höchstmögliche persönliche Autonomie
durch Bildung, nicht beeinträchtigen darf. Den sich daraus ergebenden Problemkom-
plex benennen wir mit dem Begriff der „kooperativen Bildungsverantwortung“ 5. Erste
Perspektiven hierzu versuchten wir auf einer Tagung im Herbst 2010 zu entwickeln,
deren Beiträge den Kern des vorliegenden Sammelbandes bilden.
2 Verantwortungs- und Kooperationsdefizite im
Bildungssystem
Bei komplexen Herausforderungen, bei denen die Zuordnung der korrespondieren-
den Aufgaben nicht oder nur unzureichend geklärt ist, ist es nicht überraschend, dass
es zu Diffusionen, Verschiebungen und Vermeidungen von Verantwortung kommt –
und dies sogar dann, wenn von einer Seite versucht wird, das Verantwortungsdefizit
durch Top-down-Steuerung zu beheben. Das gilt auch für das Bildungssystem, wie
dies in einem, im Gegensatz zur üblichen Literatur zu „Educational Governance“ sehr
anschaulichen Sammelband6 zu Fragen der Steuerung und Zusammenarbeit im Bil-
dungssystem deutlich gemacht wurde. Veränderungen, die bürokratisch „von oben“
implementiert werden sollen, werden offenbar viel zu oft nicht akzeptiert, deshalb
hinausgezögert, ganz umgangen oder, wenn es nicht anders geht, allenfalls ohne Ei-
genmotivation und ohne Engagement umgesetzt. Deshalb sind die betroffenen Akte-
4 So die damals wegweisende Erkenntnis von Shue 1988. Siehe auch den Beitrag von Neuhäuser in diesem Band.
5 Eine erste Skizze dessen, was wir uns unter „Kooperativer Bildungsverantwortung“ vorstellen, hat Marianne Heimbach-
Steins vorgelegt: Heimbach-Steins 2009.
6 Knoke/Durdel 2011.
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ure auch wenig geneigt, wirklich Verantwortung für das zu übernehmen, was sie
dementsprechend tun sollen, sondern schieben die Verantwortung nach „oben“ – oder
manchmal auch nach „unten“ – ab. Die unmittelbar „unten“ Handelnden jedoch füh-
len sich oft nicht genügend autorisiert, selbst Entscheidungen zu treffen, verfügen
nicht über nötige finanzielle oder personelle Ressourcen, befürchten bei allzu großer
Eigenständigkeit Nachteile, die ihr Engagement konterkarieren – oder haben, wie ins-
besondere die Lehrkräfte, eine „Vetoposition“7. In den höheren Hierarchieebenen
konzentriert sich dann eine Verantwortung, die wegen der schwachen Steuerungs-
wirkungen der von dort ausgehenden Handlungen gar nicht effektiv wahrgenommen
werden kann, während da, wo die Veränderungen eigentlich passieren müssten, ein
„Verantwortungsvakuum“ entsteht: „Vor dem Hintergrund dieser Dynamik verbreitet
sich ein Gefühl von ‚Verantwortungs-Losigkeit’. Unter den bestehenden Entschei-
dungsbedingungen und in dieser Kommunikationssituation ist man auf allen Ebenen
zunehmend erleichtert, wenn man ‚Verantwortung los’ ist."8 Während unproduktive
Kommunikation und „Verantwortungs-Losigkeit“ zu vielen Problemen bei notwendi-
gen Veränderungsprozessen und erheblichen Qualitätseinbußen führen, zeichnen
sich umgekehrt „gute Schulen“ dadurch aus, dass in ihnen „ein wohlwollender Um-
gangston und […] eine höhere kollektive Verantwortungsbereitschaft“9 herrschen.
Für Qualitätsverbesserungen im Bildungssystem ist entsprechenden Untersuchungen
zufolge v. a. eine intensivere Kooperation der Beteiligten ausschlaggebend: „Koopera-
tion erweist sich insgesamt als bedeutsames Instrument in der Realisierung einer
schulischen Reform, wie es die Einführung des schulischen Qualitätsmanagements
darstellt. Wo Kooperation institutionalisiert und wertgeschätzt ist, können Reforma-
nliegen proaktiver angegangen werden.“10 Dementsprechend ist in den letzten Jahren
auch politisch versucht worden, Kooperation zwischen den unterschiedlichsten Ak-
teuren im Bildungssystem zu fördern, z. B. auf der Ebene von „lernenden Regio-
nen“,11 der Regionalisierung und Netzwerkbildung für Schulen,12 im Blick auf früh-
kindliche Bildung13 oder im Bereich der Berufsausbildung, wo auf Grund des dualen
System in Deutschland sehr viele und sehr heterogene Akteure zusammenwirken.14
Kooperationen setzen jedoch voraus, dass sich die Beteiligten wechselseitig verstehen,
sich auf gemeinsame Ziele einigen und ihr Handeln koordinieren. Das ist schon in-
nerhalb einzelner Bildungseinrichtungen nicht einfach, wenn etwa die „Organisati-
onslogik“ der Schulleitungen auf die „Individuallogik“ der Lehrkräfte trifft und da-
durch Missverständnisse provoziert werden. Nicht nur dort lässt sich zeigen, „wie über
das Einfühlen in die jeweilige Logik des Anderen eine produktivere Handlungskoor-
7 Vgl. Kussau 2007a, 176–181.
8 Knoke/Hoffsommer 2011, 20.
9 Halbheer/Kunz 2011, S. 36.
10 Ebd., S. 295.
11 Vgl. Emminghaus/Tippelt 2009.
12 Vgl. Emmerich 2011.
13 Bertelsmann Stiftung 2008.
14 Clement 2007. Vgl. auch ihren Beitrag in diesem Band.
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dination möglich werden könnte, die ohne wechselseitige Unterstellung von Irratio-
nalität auskäme.“15 In Anbetracht solcher Probleme wundert es nicht, dass immer
wieder dazu aufgefordert wird, dass die Beteiligten einfach intensiver miteinander re-
den sollten: „Um die bestehenden Herausforderungen unseres Bildungssystems zu
meistern, bedarf es in erster Linie eines ernsthaften Dialoges zwischen den Verant-
wortungsträgern im Ministerium, in der Schulverwaltung und an den Schulen – über
die gemeinsamen Ziele ebenso wie über die jeweiligen Handlungsmotive, -strategien,
-grenzen und Erwartungen.“16 Sonst entsteht nur immer wieder „ein Kreislauf von
Enttäuschungen und Missverständnissen, der demotivierend auf alle Beteiligten wirkt
und der vor allem viele Ressourcen bindet, die doch so nötig an anderer Stelle ge-
braucht werden.“17 Gelingen umgekehrt produktive Formen von Kommunikation und
Koordination, sind die Effekte positiv. So lautet ein Bericht über die Einführung von
Netzwerkstrukturen auf regionaler Ebene: „Ein nicht zu unterschätzender Neben- und
im Sinne von Partizipationskultur sogar Haupteffekt der Regionalen Schulentwick-
lungskonferenzen war, dass Vertreterinnen und Vertreter von Schulen und Einzel-
personen miteinander ins Gespräch gekommen sind, die bisher nicht in Kontakt zu-
einander standen. Manch traditionelle Animosität oder Distanz geriet dabei ins
Wanken und die gemeinsamen Ziele […] rückten in den Vordergrund.“18 Nur so kann
es gelingen, „das Wollen (zu) stärken“19.
Auf diese Weise kommen Motivation, Ziele und Potenziale der Handelnden als
individuelle und kooperierende Akteure wieder deutlicher in den Blick, als dies
bei reinen „Systemanalysen“ üblicherweise der Fall ist. Sabine Knauer macht so-
gar darauf aufmerksam, dass eine systemische Betrachtung auch Effekte haben
kann, die Reformen verhindern: „Wer ‚das System’ zum übermächtigen Widersa-
cher und Verhinderer erklärt, kann ohne seine Abschaffung keine Wirkung entfal-
ten, so die zwangsläufige Schlussfolgerung, und legitimiert mit dem Hinweis auf
‚das System’ die eigene Tatenlosigkeit. Ein solcher, abstrakter Gegner ist unschlag-
bar und verhindert synergetische, sachbezogene Partnerschaften über System-
und Hierarchieebenen hinweg.“20
Diese Hinweise auf den „subjektiven Faktor“ sind zweifelsohne hilfreich. Jedoch ist
auch für Knauer unbestritten klar, dass die einzelnen Akteure unter Bedingungen
handeln, die bestimmte Handlungsweisen fördern und andere be- oder verhindern
(können), so dass die „Stärkung des Wollens“ alleine eben nicht reicht. Denn „Koope-
ration (ist) kein Selbstläufer, welcher institutionsunabhängig funktioniert. Die Ein-
sicht in ihre Notwendigkeit und ihre Akzeptanz sind immer auch im Zusammenhang
mit den jeweiligen schulischen Strukturmerkmalen und dem gewachsenen Selbstver-
15 Heinrich 2008, 144–145.
16 Knoke/Hoffsommer 2011, S. 40. In Berlin wurde dies beispielsweise durch regelmäßige, eher informelle „Kiezrunden“
von Akteuren im Bildungsbereich erfolgreich versucht: Hochschild 2011.
17 Knoke/Hoffsommer 2011, S. 40.
18 Feiß/Schäfer 2011, S. 65.
19 Knoke 2011.
20 Knauer 2011, S. 134.
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ständnis eines Kollegiums zu sehen.“21 Um das „Müssen“ und das „Können“ zu stär-
ken, ist es unabdingbar, auch Strukturen zu schaffen, die das entsprechend gewünsch-
te Handeln unterstützen. Das ist das Thema der Sozialethik. Zur genaueren Analyse
dieser Handlungsbedingungen eignet sich ein wissenschaftlicher Ansatz, der unter
dem Begriff der „Governance-Forschung“ firmiert und zunehmend auch auf den Bil-
dungsbereich angewandt wird.22
3 „Educational Governance“
Das Bildungssystem einer modernen Gesellschaft23 umfasst selbstverständlich weit
mehr als das Schul- und Hochschulsystem. Da aber diese beiden in besonderer Weise
der staatlichen Verwaltung und Aufsicht unterstehen, ist dort die Reflexion auf Pro-
bleme der politischen Steuerung – oder in einer reformorientierten Perspektive: der
politischen Umsteuerung – weiter vorangeschritten als in anderen Bereichen. In den
1960er Jahren sprach man im Kontext der durch eine „aktive Bildungspolitik“24 zu
fördernden Bildungsexpansion optimistisch von den Möglichkeiten der „Bildungspla-
nung“ und später einer „Systemsteuerung“ – einschließlich der Verwendung solch
technischer und leichte Handhabbarkeit suggerierender Begriffe wie „Stellschrauben“
und „Eingriffshebeln“.25 Bald stellte sich jedoch heraus, dass die vorhandenen Pla-
nungsdaten zu unvollständig, die beteiligten Institutionen zu unübersichtlich, Ursa-
che-Wirkungsmechanismen zu komplex, viele Akteure zu „eigensinnig“ und deren
Interessen und Problemwahrnehmungen zu gegensätzlich sind, als dass Entwick-
lungsprozesse im Bildungsbereich nach dem Modell einer zentralistischen top-down-
Steuerung hätten organisiert werden können. Man setzte wieder stärker auf die Ei-
genständigkeit bestimmter Akteure („Schulautonomie“), auf Steuerungskonzepte
über verschiedene Anreize („Neue Steuerung“ und „New Public Management“), auf
„Output-“ statt „Inputsteuerung“ und auf horizontale Kommunikationsstrukturen
(Netzwerke), um Entwicklungen in Gang zu setzen und zu fördern.
Die in den letzten Jahren aufgegriffenen Governance-Konzepte stellen einen Versuch
dar, diese neu wahrgenommene Komplexität sowohl wissenschaftlich abzubilden und
zu verstehen, als auch dann politisch für die nötigen Reformen zu nutzen. Damit hat
sich „eine Forschungsperspektive entwickelt, die selbst aus unterschiedlichen sozial-
wissenschaftlichen Traditionen gespeist wird und das Potenzial hat, disziplinäre Ver-
engungen des Blicks zu überwinden. Sie wurde zunächst anhand von politik- und
verwaltungswissenschaftlichen Fragestellungen entwickelt, aber sie wird in der Zwi-
schenzeit international und auch im deutschen Sprachraum für die Analyse des Hoch-
21 Halbheer/Kunz 2011, S. 295.
22 Der Governance-Ansatz hat sich allerdings noch nicht vollständig durchgesetzt. So kommt beispielsweise das Jahres-
gutachten 2010 des Aktionsrats Bildung ganz ohne ihn aus: Blossfeld 2010.
23 Zur Einführung hervorragend geeignet: Ackeren/Klemm 2009. Siehe auch Fend 2008a.
24 Dahrendorf 1965.
25 Zu diesem kleinen historischen Abriss siehe Altrichter 2011; Kussau/Brüsemeister 2007; Fuchs 2008, 22–27.
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schulwesens und des Schulwesens verwendet. Gegenüber früheren ‚steuerungs’-the-
oretischen Zugriffsweisen erlaubt das Governance-Konzept eine umfassendere
Beschreibung und Analyse von Steuerungs- und Umstrukturierungsfragen im Bil-
dungswesen, die sie als Probleme der Handlungskoordination zwischen Akteurskonstel-
lationen in einem Mehrebenensystem analysiert.“26
Seinen Ursprung hatte der Governance-Begriff in den Bemühungen, den Bedarf an
Weltordnungspolitik und dazu passenden institutionellen Strukturen zu formulieren,
ohne dass auf Weltebene die auf nationaler Ebene dafür üblicherweise genutzten
Strukturen vorhanden wären. Auch hier lassen sich politische Strukturen und Pro-
zesse nämlich nicht zentral und geplant implementieren, weil auf mehreren Ebenen
mit einer großen Vielfalt unterschiedlicher Akteure zu rechnen ist, die sich einer di-
rekten Steuerung durch eine Instanz entziehen. Aus diesem Grunde war auf globaler
Ebene die Vorstellung einer „governance without government“27 besonders attraktiv,
um wenigstens im Ansatz trotz polyzentrischer Netzwerkstrukturen Steuerungspo-
tenziale für bestimmte Arten von erwünschten Entwicklungen namhaft machen zu
können. Schließlich wurde das Konzept vor allem in der Politikwissenschaft und der
Verwaltungswissenschaft28 allgemein auf komplexe Steuerungsprobleme angewandt
und hat inzwischen solche Ansätze wie die der „neuen Steuerung“ oder des „new pub-
lic management“ teilweise abgelöst. In der Wirtschaftswissenschaft wurde das Konzept
immer mehr auch für die Beschreibung und Analyse von Formen und Strukturen der
Unternehmensführung und einer nicht allein auf staatliches Handeln bezogenen Or-
ganisation von Rahmenbedingungen des Wirtschaftens verwandt.29 Inzwischen wird
das Governance-Konzept für Steuerungsfragen auf den unterschiedlichsten Ebenen
und in den verschiedensten Bereichen eingesetzt.30
Nach Benz umfasst der Begriffskern der Governance folgende Aspekte:
„1. Governance bedeutet Steuern und Koordinieren (oder auch Regieren) mit dem Ziel des
Managements von Interdependenzen zwischen (in der Regel kollektiven) Akteuren.
2. Steuerung und Koordination beruhen auf institutionalisierten Regelsystemen, welche
das Handeln der Akteure lenken sollen, wobei in der Regel Kombinationen aus unter-
schiedlichen Regelsystemen (Markt, Hierarchie, Mehrheitsregel, Verhandlungsregeln) vor-
liegen.
3. Governance umfasst auch Interaktionsmuster und Modi kollektiven Handelns, welche
sich im Rahmen von Institutionen ergeben (Netzwerke, Koalitionen, Vertragsbeziehungen,
wechselseitige Anpassung im Wettbewerb).
26 Altrichter et al. 2007, S. 10; vgl. auch Altrichter/Maag-Merki 2010; Heinrich 2007, 39–55. Zu den Beiträgen der verschie-
denen Disziplinen vgl. den informativen Aufsatz Brüsemeister 2007a; zu den internationalen Perspektiven der Gover-
nance-Forschung Ackeren/Brauckmann 2010.
27 Vgl. Rosenau et al. 1992; Commission on global governance 1995.
28 Vgl. etwa Mayntz 2009.
29 Vgl. z. B. Wieland 2008.
30 Vgl. z. B. Benz 2004b; Schuppert 2006; Benz et al. 2007; zu verschiedenen Ansätzen vgl. Berkemeyer 2010, S. 191–205.
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4. Prozesse des Steuerns bzw. Koordinierens sowie Interaktionsmuster, die der Governance-
Begriff erfassen will, überschreiten in aller Regel Organisationsgrenzen, insbesondere aber
auch die Grenzen von Staat und Gesellschaft, die in der politischen Praxis fließend gewor-
den sind. Politik in diesem Sinne findet normalerweise im Zusammenwirken staatlicher
und nicht-staatlicher Akteure (oder von Akteuren innerhalb und außerhalb von Organi-
sationen) statt.“31
In Bezug auf das Bildungssystem lenken die interdisziplinär entwickelten Governance-
Konzepte den Blick darauf, dass wir es auch in diesem Bereich mit hochkomplexen
„Akteurskonstellationen“ auf unterschiedlichen Hierarchieebenen („Mehrebenensys-
tem“) zu tun haben, in denen verschiedene Akteure mit unterschiedlichen Interessen,
Problemwahrnehmungen, Handlungslogiken, Entscheidungskompetenzen und Fä-
higkeiten zusammenwirken (Handlungskoordination).32 Unterschiedliche Gover-
nance-Regime können dann beispielsweise dadurch analytisch unterschieden werden,
dass man jeweils den Grad an staatlicher Regulierung durch Rahmenbedingungen,
das Ausmaß direkter Eingriffe zur Außensteuerung, die Spielräume der autonomen
Selbstorganisation sowie die Bedeutung von Markt und Wettbewerb bestimmt.33
Verschiedene Governance-Regime lassen sich auch anhand der Frage unterscheiden,
welche Art der „Handlungskoordination“ in ihnen bevorzugt praktiziert wird. Lange
und Schimank34 haben drei „basale“ Formen ermittelt: Erstens beobachten sich die Ak-
teure. Sie passen sich entsprechend ihrer je eigenen Interessen und Situationswahr-
nehmungen aneinander an bzw. stellen sich auf mögliche Widerstände oder Gefahren,
die von anderen ausgehen, ein. Sie übernehmen für das eigene Handeln, was sie an
anderen als erfolgreich beobachtet haben (z. B. anhand von „best-practice“-Beispielen),
oder lernen von den Misserfolgen anderer. Und wer sich beobachtet weiß, handelt
allein deshalb anders. Schließlich kann auch Selbstbeobachtung zu Handlungsände-
rungen führen. Zweitens versuchen sie, andere Akteure zu beeinflussen, sei es, dass sie
dazu Macht ausüben, manipulieren oder zu überzeugen versuchen. Drittens schließ-
lich treten sie mit anderen Akteuren in Verhandlung, um auf der Grundlage von als
gemeinsam erkannten Zielen nach Lösungen zu suchen, ihr Handeln zu koordinieren
oder durch verschiedenste Arten von Tauschgeschäften zum wechselseitigen Vorteil
Probleme aus der Welt zu schaffen. Dabei hängen diese drei Formen der Handlungs-
koordination voneinander ab, denn sowohl Beeinflussung als auch Verhandlung set-
zen Beobachtung voraus, umgekehrt kann man einander auch beim Beeinflussen und
Verhandeln beobachten. Ein Zwang, andere oder sich selbst ständig und in reflektierter
Form zu beobachten, oder umgekehrt die Weigerung, sich beobachten zu lassen oder
das Verbot, andere zu beobachten, stellen massive Beeinflussungen dar. In Verhand-
lungen werden immer auch Beeinflussungen eine Rolle spielen, um ein bestimmtes
Ergebnis zu erzielen – und Ergebnisse von Verhandlungen sind oft die Grundlage für
31 Benz 2004a, S. 25.
32 Zu den genannten Begriffen ausführlicher Kussau/Brüsemeister 2007. Dort finden sich übrigens sehr ausführliche wei-
terführende Literaturhinweise. Vgl. auch Langer 2008.
33 So etwa am Beispiel der Governance im Hochschulbereich: Schimank 2007.
34 Lange/Schimank 2004.
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neue Potenziale der Beeinflussung der anderen und führen dazu, dass eigene Spiel-
räume erweitert oder eingeschränkt werden.
Klar ist, dass dabei Asymmetrien zwischen den Akteuren eine große Rolle spielen.
Manchmal sind sie auch  unvermeidbar. Ob aber die Handlungskoordination in ir-
gendeinem Verständnis als „fair“ zu beurteilen ist, steht selbstredend auf einem an-
deren Blatt. Die Vielzahl und Komplexität dieser Formen der Handlungskoordination
haben aber zur Folge, dass Veränderung nicht einfach durch neue Rechts- und Ver-
waltungsnormen oder direktes Verwaltungshandeln – etwa von einer Ministerialbü-
rokratie mit direkten Auswirkungen über die Schulen und das Lehrpersonal auf den
Unterricht – erreicht werden kann. Vielmehr müssen zumindest den Akteuren, die
über ein gewisses Maß an Autonomie oder Widerstandspotenzialen verfügen (und sei
es durch „Dienst nach Vorschrift“), die notwendigen Veränderungen verständlich ge-
macht werden, sie müssen überzeugt und motiviert werden. In vielen Bereichen wer-
den die notwendigen Innovationen eher „von unten“ kommen, was nur möglich ist,
wenn auch die ausführenden Akteure ihre eigene Arbeit reflektieren können, Rück-
meldungen über sie erhalten und Handlungsspielräume zur Verbesserung haben.
Viele Veränderungen sind auch erst dann möglich, wenn es unter den Akteuren zu
Verständigungen über gemeinsame Problemwahrnehmungen und Ziele kommt und
Kooperationsvereinbarungen getroffen, umgesetzt und deren Ergebnisse kontrolliert
werden. Aus der Kooperationsforschung weiß man, dass echte und erfolgreiche Ko-
operation am ehesten dann zustande kommt, wenn die Akteure Ziele haben, die sie
als gemeinsame erkennen und von denen sie wissen, dass sie sie nur gemeinsam
realisieren können.35
Die Governance-Forschung im Bereich des Bildungswesens steht noch am Anfang,
aber sie „hat schon einiges über einzelne problematische Annahmen in verschiedenen
Steuerungskonzepten zutage gebracht, ohne das beste Steuerungskonzept identifizieren
zu können. Es gibt offenbar nicht nur einige wenige ‚Megafaktoren’ die die Wirksam-
keit von Schulsystemen entscheidend verändern können, sondern sehr viele, von uns
bisher theoretisch nicht voll erfasste und empirisch nicht erhobene individuelle, schu-
lische, systemische und kulturelle Merkmale, die in ‚Konfigurationen’ auf unter-
schiedliche Weise zusammenwirken."36 Die zentrale Botschaft lautet nach Berkemey-
er: „Soziale Ordnung ist nicht – wie es die Steuerungstheorie annimmt – Ergebnis
einer Beziehung von Steuerungssubjekt und Steuerungsobjekt, sondern Resultat einer
wechselseitigen Handlungskoordination, die im Modus der Kooperation oder aber
unter den Modi der Beeinflussung, Beobachtung und der Verhandlung untersucht
werden kann.“37 All dies läuft selbstverständlich unter gestaltbaren Rahmenbedingun-
gen ab, weshalb auch „Educational Governance“ als „institutionelle Ordnungspoli-
tik“38 begriffen werden muss.
35 Vgl. Tuomela 2000.
36 Altrichter 2011, S. 130.
37 Berkemeyer 2010, S. 312.
38 Vgl. Fend 2008b, S. 39–144.
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4 Normative Aspekte der „Educational Governance“
Auch wenn empirische und analytische Herangehensweisen in der wirtschafts-, poli-
tik- und neuerdings bildungswissenschaftlichen Governance-Diskussion vorherr-
schen, finden sich doch immer wieder Hinweise auf normative Fragestellungen. Im
entwicklungspolitischen Kontext taucht „good governance“ als Forderung an ärmere
Staaten und ihre Regierungen39 auf, wird jedoch zunehmend auch in anderen Feldern
verwendet, um komplexe Steuerungskonzepte zu kennzeichnen, die dazu verhelfen,
dem angestrebten, normativ bestimmten Ziel – hier etwa guter Bildungschancen für
alle – möglichst nahe zu kommen.40 Budäus geht noch weiter. Für ihn „hat der mit
dem Begriff ‚Governance’ jeweils angesprochene Sachverhalt überwiegend eine norma-
tive Komponente. In sehr allgemeiner Form geht es um die Analyse und Gestaltung
von Prozessen und Strukturen zur generellen Verbesserung der Problemlösungsfähig-
keiten und -kompetenzen von institutionellen und interaktiven Arrangements […].“41
Damit ist schon angesprochen, dass eine normative Komponente nicht nur über das
Ziel, dem die entsprechende Governance-Konzeption dient, in die Diskussion einge-
bracht wird. Einige der Forderungen für eine funktionierende Kooperation bzw. an die
an der Kooperation beteiligten Akteure haben ebenfalls bereits einen ethischen Gehalt:
Wenn nämlich auf Verhandlungslösungen und Netzwerkstrukturen gesetzt wird, so
ist es in solchen „konsensuellen Bereichen“42 von zentraler Bedeutung, „ein offenes
Klima des Vertrauens und Verstehens […] aufzubauen und aufrechtzuerhalten sowie
allen Akteuren Wege und Argumente dafür aufzuzeigen, wie und warum sie traditio-
nelle Denkweisen – Einzelinteressen, Fachlogiken, Einzelzuständigkeiten – überwin-
den können, um den Bedürfnissen der Kinder und ihrem Recht auf Bildung besser
gerecht zu werden.“43 Gerade in solchen Kooperationsformen muss häufig auf einsei-
tige Beeinflussungsversuche und das Ausspielen von Macht verzichtet werden. „Damit
ist vielfach ein normativer Aspekt von Governance verbunden, wenn in Steuerungs-
kontexten auf Verhandlungen als probates Mittel verwiesen wird“44 und dort „die Ak-
zeptanz nur durch eine über Verhandlung befriedete Akteurskonstellation innerhalb
der Ebenen zu erreichen ist“45. Auch die zunehmend eingeforderten und durchge-
führten Formen von Selbst- und Fremdevaluation haben zweifelsohne „eine implizite
Normativität“.46
Governance-Konzepte kommen deshalb auch nicht ohne den normativ konnotierten
Begriff der „Verantwortung“ aus. So stellte Noel Epstein sein Buch zur „school-gover-
nance“ unter den Titel „Who’s in charge here?"47 Weil die gemeinsamen Ziele am
39 Vgl. z. B. Klemp/Poeschke 2005.
40 So z. B. bei Brüsemeister/Kussau 2007, S. 16; Ackeren/Brauckmann 2010, S. 44–45.
41 Budäus 2005, S. 2.
42 Berkemeyer 2010, S. 318.
43 Bertelsmann Stiftung 2008, S. 31. Zur Bedeutung des Faktors Vertrauen siehe auch Kussau 2007a, S. 198–220.
44 Heinrich 2007, S. 50.
45 Ebd., S. 303.
46 Brüsemeister und Kussau 2007, S. 16.
47 Epstein 2004.
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besten durch Kooperationen und „Koproduktionen“ zu erreichen sind, muss in Be-
griffen wie „Verantwortungsteilung“48 und „Verantwortungsstufen“ 49 gedacht werden.
Und dabei wird auch immer wieder die durchaus je individuelle und persönliche Ver-
antwortungsübernahme der Lehrkräfte und der Entscheidungsträger an den Schalt-
stellen des Systems50 eingefordert. Knauer beklagt explizit: „Trotz besseren Wissens,
trotz über fünfzigjähriger Geschichte der qualitativen und ökologischen Sozialfor-
schung, trotz der philosophischen Verankerung des Subjektiven in den Erziehungs-
wissenschaften [...] als letzte Instanz der pädagogischen Verantwortung und Verant-
wortlichkeit, wird dem subjektiven Faktor bis heute seine Bedeutung und
Berechtigung streitig gemacht.“51
Verantwortungsübernahmen geschehen jedoch im Rahmen von Institutionen und
Strukturen, die weit über den „subjektiven Faktor“ hinausreichen. Einzelne Akteure
übernehmen nicht nur Verantwortung, sondern sie „werden dafür verantwortlich ge-
macht, sich verantwortlich zu machen; es ist eine Fremdzuschreibung, sich selbst et-
was zuschreiben zu sollen.“52 Damit ist die Aufgabe einer Sozialethik benannt, die die
jeweilige Art der Verantwortungszuschreibung und damit explizit Institutionen und
Strukturen einer ethischen Bewertung unterstellt. Denn kein Mensch allein „kann
etwas in Ordnung bringen, er bedarf der verlässlichen, organisierten, strukturierten
Unterstützung durch andere Menschen und der wechselseitigen Bezugnahme: eines
Systems. Wir müssen unsere Systeme in Ordnung bringen.“53
In pädagogischen Einrichtungen kommt den Strukturen und Institutionen noch eine
besondere Bedeutung zu. Denn Personen, die sich in Einrichtungen bilden, lernen
nicht nur im Unterricht, sondern auch durch offene oder verdeckte Normen dieser
Einrichtungen, durch deren Kultur, durch die dort vorherrschenden Kommunikati-
onsformen etc. Diese sind ein pädagogisch durchaus relevanter „heimlicher Lehr-
plan“54. Nicht nur die Lehrerpersönlichkeit ist für den pädagogischen Prozess wichtig,
sondern auch – wie die Organisationspädagogik55 lehrt – die „Persönlichkeit“ der Ein-
richtung, in der gelehrt wird. „Dies bedeutet auch, dass Schulleitung zur erzieherisch
bedeutsamen Wirklichkeit von Schule gehört und die Art und Weise, wie Schulleitung
wahrgenommen wird, pädagogisch relevant ist. Als Konsequenz muss auch in diesem
Bereich erzieherisch bedeutsame Wirklichkeit bewusst pädagogisch gestaltet werden
[…]. Das heißt, es muss eine kommunikative Alltagspraxis verwirklicht werden, die mit
den Erziehungs- und Bildungszielen konkordant ist bzw. diesen zumindest nicht wi-
derspricht.“56 Konkreter: In einer Schule werden die Schülerinnen nur dann Autono-
mie, Verantwortlichkeit und Kooperationsfähigkeit lernen können, wenn sie erfahren,
48 Schuppert 1999.
49 Jann und Wegrich 2004, S. 209.
50 Vgl. Knauer 2011, S. 142–143.
51 Ebd., S. 139.
52 Brüsemeister 2007b, S. 147.
53 Knauer 2011, S. 141.
54 Vgl. Zinnecker 1975.
55 Rosenbusch 2005.
56 Huber 2008, S. 121.
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wie auch die Schulleitung Autonomie, Verantwortlichkeit und Kollegialität der Lehr-
kräfte respektiert und fördert. Das hat zweifelsohne normativ-ethische Implikationen.
Diese Einsicht lässt sich auch auf die Ebene übertragen, auf der den Einrichtungen
eine gewisse Autonomie zugestanden wird, damit diese sich selbst entwickeln können.
Auch hier
„muss der Fokus der Aufmerksamkeit auf die strukturellen Bedingungen gelegt werden,
die dafür gegeben sein müssen, dass im Entwicklungsprozess keimhaft entstandenes Neues
von der sich transformierenden Lebenspraxis selbst auf Dauer festgehalten werden
kann.“57
Letzten Endes sind die Autonomieforderung und die ihr entsprechende Verantwor-
tungszuschreibung nur dann glaubwürdig, wenn sie verwiesen bleiben „auf die Idee
des mündigen Subjekts als aufgeklärtem Souverän der eigenen Gesetzgebung. Jede
Forderung nach Autonomie – sei es die nach der abgeleiteten Autonomie von Orga-
nisationen oder die nach der direkten der Subjekte – die diesen Kern der Autonomie-
vorstellung nicht ernst nimmt, wird hinter dem Proklamierten zurückbleiben.“58
5 Governanceethik
Für unser Konzept „kooperativer Bildungsverantwortung“, das sich aus sozialethi-
schem Interesse mit „Educational Governance“ befasst, ist sicherlich ein Blick auf die
Debatte anregend und hilfreich, die im wirtschafts- und unternehmensethischen Kon-
text unter dem Stichwort „Governanceethik“ geführt wird. Ihr wichtigster Vertreter in
Deutschland ist Josef Wieland. Er bestimmt als Gegenstandsbereich der Governance-
ethik „die moralischen Ressourcen, die Handlungsbeschränkungen aus organisatio-
nalen Regeln und Werten sowie deren Kommunikation in und mittels von Koopera-
tionsprojekten. […] Governancestrukturen sind Sets oder Matrizen kommunizierter
formaler und informaler Regeln und Werte, die als Constraints den kooperativen Ak-
teur konstituieren und ihn mit expliziten und impliziten Spielregeln für Vertrags- und
Organisationsbeziehungen zur Realisierung spezifischer Transaktionen ausstat-
ten.“59 Wieland hat dabei vor allem die Regeln vor Augen, die sich Unternehmen je-
weils selbst geben oder für eine Branche gemeinsam erarbeiten und vereinbaren. Un-
ter der Voraussetzung, dass die Akteure sich an eigenen Präferenzen orientieren, unter
denen auch moralische Wertvorstellungen ihren Platz haben können, erklärt die Go-
vernanceethik dann „die Präsenz, Relevanz und den Wandel von moralischen und
unmoralischen Präferenzen, also die Tugenden und deren Missachtung im Kontext
einer separierbaren Transaktion, aus der ökonomischen und moralischen Anreiz-
struktur der formalen und informalen Arrangements einer gegebenen Organisation
57 Heinrich 2007, S. 311.
58 Ebd., S. 312.
59 Wieland 2007, S. 73.
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und ihrer wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Umwelt.“60 Wieland geht von einer
Gleichwertigkeit ökonomischer und moralischer Handlungsgründe aus und wehrt
sich gegen einen „Primat der Ethik“,61 was verständlicherweise Diskussionen ausgelöst
hat.62 Wielands normativer Zielwert ist „die Entwicklung und Implementierung sol-
cher ethischer Systeme [...] in und mittels Organisationen […], die als Steuerungs-
strukturen für Transaktionen die Kooperationsbereitschaft, die Kooperationsfähigkeit
und die Kooperationschancen der Wirtschaftsakteure durch ökonomische und mora-
lische Prämierung und performative Kommunikation fördern und mit moralischer
Erwartungssicherheit durch Selbstbindung und indirekte Fremdbindung ausstat-
ten.“63 In manchen Formulierungen Wielands hat man sogar den Eindruck, dass die
Ethik funktional ökonomischen Zielwerten untergeordnet wird: „Moralische Werte in
Kulturen können als informale Institutionen verstanden werden, die in der Wirtschaft
negative (Opportunismus etc.) oder positive (Ehrlichkeit etc.) Wirkungen haben. Sie
beeinflussen nämlich die formalen Institutionen, die zur Steuerung von wirtschaftli-
chen Transaktionen notwendig sind. In einer Gesellschaft mit negativen wirtschafts-
ethischen Werten kann ökonomisches Leben nur bei entsprechend hohem Sicher-
heitsaufwand (organisatorische Kontrolle, rechtliche Erzwingung, private oder
staatliche Ausfallbürgschaften) spärlich gedeihen. Im umgekehrten Fall kann in dieser
Hinsicht abgerüstet werden und die frei werdenden Mittel können produktivitätsstei-
gernden Zwecken zufließen. [...] Moralkulturen beeinflussen in Organisationen und
in Gesellschaften das wirtschaftliche Leistungsniveau über die Transaktionskosten
positiv oder negativ.“64
Um die Funktionsweise von Governance-Strukturen zu verstehen, schlägt Wieland die
Unterscheidung von vier Faktoren vor, nämlich erstens die oben „subjektiver Faktor“
genannten Wertpräferenzen und „Tugenden“ einzelner Akteure, die Wieland als „in-
dividuelles Selbstbindungsregime“ (IS) bezeichnet, zweitens „formale Institutionen“
(FI), drittens „informale Institutionen“ (IF) und schließlich viertens die „organisato-
rischen Koordinations- und Kooperationsstrukturen“ (OKK) der jeweiligen einzelnen
Organisationen (Unternehmen). Der Sozialethiker Michael Schramm betont, dass es
in der Wirtschafts- und Unternehmensethik keine einseitige Über- oder Unterordnung
zwischen ethischen Begründungsdiskursen und moralökonomischen Anwendungs-
diskursen gebe, sondern „strukturelle Kopplungen“, die sich durch eine Parallelität
der Diskurse, gegenseitige Irritation, die Notwendigkeit der Übersetzung in die jewei-
lige Eigenlogik des je anderen Sprachspiels und, damit verbunden, durch Lern- und
Evolutionsfähigkeit auszeichneten. Bei solcher struktureller Kopplung gebe es dann
eben keinen Durchgriff von Begründung auf Anwendung, aber eben auch nicht um-
gekehrt!65 Unter dem Strich hält er fest: „Erstens dürfte Tugend nur dann Anwen-
60 Ebd., S. 74.
61 Ebd., S. 88–96.
62 Vgl. z. B. die Kritik von Kettner 2006.
63 Wieland 2007, S. 74–75.
64 Ebd., S. 110–111.
65 Schramm 2003, S. 19–26.
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dungsrelevanz besitzen, wenn das TugendManagement [sic] sowohl moralischen als
auch ökonomischen Interessen Rechnung trägt. Einseitigkeiten führen zum Absturz.
TugendManagement erweist sich daher als eine moral-ökonomische Herausforde-
rung. Und zweitens neige ich […] zu der Vermutung, dass der Hebel zur Realisierung
einer (ökonomisch tragfähigen) Moral bei allen vier Argumenten der Governance-
funktion [den oben genannten vier Faktoren – GK] gleichermaßen angesetzt werden
muss. Insofern ist es zu einseitig, sich nur auf gute Spielregeln und nicht auch auf
gute Spieler zu konzentrieren.“66
Davon geht inzwischen offenbar auch Wieland selbst aus: Er fordert eine „Simultani-
tät“ der verschiedenen Elemente der Governance-Struktur: „Konkret geht es darum,
individuelle Selbstbindungsregimes (IS), informale Institutionen (IF), formale Insti-
tutionen (FI) und Organisationsstrukturen (OKK) so zu konzipieren und so aufeinan-
der abzustimmen, dass die angestrebte Realisierung einer moralischen Dimension
einer ökonomischen Transaktion tatsächlich gelingen kann.“67
Ohne auf die hier bearbeiteten, aus dem Kontext der unternehmens- und wirtschaftse-
thischen Debatten stammenden Fragen eingehen zu müssen, lässt sich unschwer er-
kennen, welche Parallelen zwischen der Governanceethik und normativen Fragen der
„Educational Governance“ bestehen und welche Anregungen sich daraus auch für ei-
ne sozialethische und wohl auch pädagogische Perspektive auf „Educational Gover-
nance“ ergeben könnten: Erstens scheint mir die Differenzierung in individuelle Selbst-
bindungsregimes (IS), zu denen dann auch pädagogische Professionalität zu zählen
wäre, informale Institutionen (IF), formale Institutionen (FI) und organisationelle Kom-
munikations- und Koordinationsstrukturen (OKK) auch für die Governance im Bil-
dungsbereich hilfreich zu sein. Zweitens macht die Governanceethik deren inneren
Zusammenhang deutlich, der auch im Bildungsbereich besteht, dort aber möglicher-
weise noch nicht ausreichend reflektiert wird. Drittens ist im Bildungsbereich, obwohl
es dort nicht in erster Linie um ökonomisches Handeln geht, analytisch und strate-
gisch stärker zu berücksichtigen, dass die Akteure nach eigenen individuellen und ins-
titutionellen Interessen handeln und deshalb für Veränderungsprozesse durchaus
auch die Veränderung von Anreizsystemen in Betracht genommen werden kann und
muss. Viertens – und das gilt übrigens auch für den Bereich der Unternehmensethik –
muss stärker, als dies die Governanceethik bisher tut, darüber nachgedacht werden, ob
nicht unter bestimmten Bedingungen ökonomische Anreize auch dazu beitragen kön-
nen, andere Präferenzen oder werthafte Einstellungen (z. B. intrinsische Motivation)
zu untergraben oder zu beschädigen. Fünftens scheint es mir plausibel, dass die Förde-
rung von Kooperationsfähigkeit und Kooperationsstrukturen die „Transaktionskosten“
im Bildungsbereich zwar nicht automatisch reduziert, aber erheblich zur Steigerung
von Qualität und Innovationsfähigkeit beitragen kann und deshalb eine sinnvolle In-
vestition in die Zukunft darstellt. Weil wie Wirtschaftsunternehmen auch Bildungsins-
titutionen „polylingual“ funktionieren, lässt sich sechstens noch der Gedanke gewin-
66 Ders. 2005, S. 78.
67 Wieland 2005, S. 14.
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nen, dass in Analogie zum Verhältnis von ökonomischer und moralischer Sprache in
Unternehmen in Bildungseinrichtungen eben auch das Verhältnis der beiden prinzipi-
ell erst einmal gleichwertigen Sprachen der Ethik und der Pädagogik reflektiert wer-
den muss – neben den ebenfalls eine eigene Sprache sprechenden Faktoren der Poli-
tik, der Finanzierungsprobleme, der sozialen Anforderungen etc.
6 Kooperative Bildungsverantwortung – Sozialethische
Perspektiven
Eine sozialethische Perspektive auf Governance im Bildungsbereich, die hier nur in
Form einer noch sehr unvollständigen Skizze kurz angedeutet werden kann, fragt in
doppelter Hinsicht nach „Good Educational Governance“: Zum einen geht es darum
zu prüfen, ob die Educational Governance dem normativ gerechtfertigten Ziel der Er-
richtung und Weiterentwicklung eines Bildungssystems entspricht, das für alle das
„Menschenrecht auf Bildung“ in einem umfassenden Sinn realisiert, was mit dem
Verweis auf die Ziele „Equity and Excellence“68 nicht hinreichend beschrieben sein
dürfte.69 Zum anderen fragt sie, ob auch die Art und Weise, wie die Governance im
Bildungsbereich zur Realisierung dieses Ziels führt, sozialethischen Kriterien ent-
spricht. Dabei ist hier noch einmal zu betonen, dass diese sozialethische Perspektive
wegen der „Polylingualität“ auch des Bildungswesens gerade in Anwendungsfragen
ihrerseits mit anderen Perspektiven, so insbesondere der pädagogischen, aber auch
der sozialen, der politischen und der ökonomischen Perspektive, in Bezug gesetzt
werden muss.
Um Fragen nach der sozialethischen Überprüfung der Governance in Angriff zu neh-
men, ist es hilfreich, sich die Bezugspunkte der vierstelligen Relation des Verantwor-
tungsbegriffs vor Augen zu führen: „Jemand (Subjekt) ist für etwas (Gegenstand) vor
oder gegenüber jemandem (Instanz) aufgrund bestimmter normativer Standards (Norm-
hintergrund) – prospektiv – verantwortlich.“70 Normativ auf unsere Frage hin gewendet
würde das bedeuten: Wer soll im Bildungsbereich wofür oder für wen und gegenüber
welcher Instanz auf Grund welcher Normen Bildungsverantwortung übernehmen? Das
durch das Menschenrecht auf Bildung benannte Ziel gehört selbstredend zum Norm-
hintergrund. Hierher und zur Frage nach den Instanzen gehört aber auch noch das
Problem, durch welche Mittel erreicht werden kann, dass diese Verantwortungsüber-
nahmen tatsächlich so vonstatten gehen, wie das sozialethisch zu rechtfertigen mög-
lich scheint. Klar ist bei alledem, dass die Antworten auf die Wie-Frage immer noch
einmal anhand der Frage nach dem Ziel der Realisierung des Menschenrechts auf
Bildung überprüft werden müssen.
Um die ersten beiden Relationen zu klären, wer also welche Verantwortung für wen
übernehmen sollte, dürfte es als erster Schritt hilfreich sein, orientiert an Mehrebe-
68 So Fuchs 2008, S. 26.
69 Zu unseren diesbezüglichen Vorarbeiten siehe die Angaben in Anm. 2.
70 Werner 2006, S. 543.
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nenmodellen und Akteurskonstellationen eine Matrix der Beteiligten zu entwickeln,
ähnlich wie sich das in der einschlägigen Literatur bereits an verschiedenen Stellen
finden lässt.71 Hier kommen dann etwa in Bezug auf die Schule Ebenen und Akteure
wie das internationale Bildungsmonitoring, die Kultusministerkonferenz, die Kultus-
ministerien der Länder, die Schulaufsicht, die Schulleitungen und die Lehrer/innen
in den Blick. Alle möglicherweise Betroffenen dabei zu berücksichtigen, ist selbst
schon eine sozialethische Forderung. Leider ist zu beobachten, dass in vielen Texten
zu „Educational Governance“ manche Akteure kaum vorkommen. Auch Berkemeyer
stellte fest: „Einige der Akteure bleiben dem Diskurs […] weitgehend verborgen und
werden entsprechend erst gar nicht berücksichtigt. So finden sich kaum Befunde, die
empirisch über die Rolle von Eltern bei Steuerungsprozessen im Mehrebenensystem
berichten. Ähnliches gilt für Gewerkschaften und Interessenverbände. Auch der
Schulträger, der zunehmend an Bedeutung zu gewinnen scheint, ist bislang kaum
systematisch in den Blick genommen worden.“72 Dies gilt erstaunlicherweise auch für
die Kinder und Jugendlichen selbst. Nur einmal las ich die provozierend gemeinte,
aber eigentlich selbstverständliche Frage: „Kommen die Subjekte des Lernens, die
Schülerinnen und Schüler, darin vor, sind sie ausreichend repräsentiert, werden sie
als aktive Mitspieler wahr- und ernst genommen?“73
Sowohl für die Verantwortungszuschreibungen wie für die Frage, für wen Verantwor-
tung zu übernehmen ist, müssen dann individuelle Rechte und sonstige gerechtfer-
tigte Ansprüche eine grundlegende Rolle spielen. So kann man beispielsweise er-
wachsene Personen nicht in irgendwelche Bildungsprozesse hineinzwingen, an denen
sie nicht beteiligt sein wollen. Insofern ein entscheidendes Bildungsziel die Mündig-
keit ist, müssen auch Kinder und Jugendliche altersentsprechend an Entscheidungen
über ihre Bildung beteiligt werden. Diese Mitbeteiligung sollte auch die pädagogischen
Prozesse selbst prägen, die deshalb in einer Haltung gegenseitigen Respekts gestaltet
werden müssen. Weil Eltern für ihre Kinder eine Fürsorgepflicht und ein Erziehungs-
recht (Art. 6 Abs. 2 GG) haben, sind auch deren Rechte zu respektieren, soweit sie ihre
Fürsorgepflicht im Sinne des Kindeswohls nicht vernachlässigen und die Rechte des
Kindes respektieren. Schließlich sind auch die individuellen Rechte der Lehrer/innen
zu respektieren. Auch ihnen können außerhalb beruflicher Standards und gesetzlicher
Regelungen nicht beliebige Pflichten auferlegt werden, die sie nicht freiwillig über-
nehmen. Sie brauchen überdies pädagogisch nutzbare Freiräume. Diesen Rechten
entsprechen jedoch auch Pflichten, insofern die genannten Personengruppen auch
gegenüber dem Gemeinwohl verpflichtet sind. Insofern lässt sich die Schulpflicht
nicht nur als ein Schutz der Kinder gegen möglicherweise bildungsfernen Präferenzen
ihrer Eltern verstehen, sondern auch als ein legitimer Anspruch des Staates gegenüber
Kindern und Eltern, gemeinwohlförderliche Bildungsprozesse zu ermöglichen.74 In
71 Vgl. Durdel 2011, S. 45–46; Brüsemeister 2007c, S. 70; Gördel 2008, S. 205.
72 Berkemeyer 2010, S. 143.
73 Knauer 2011, S. 137.
74 Siehe hierzu den Beitrag von Hufen in diesem Band.
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diesem Kontext stellt sich auch die heute wieder intensiv diskutierte Frage einer all-
gemeinen Pflicht zum Besuch des letzten Kindergartenjahres.
Bei der Beantwortung der beiden Fragen, wer für wen Verantwortung übernehmen
sollte, spielen selbstverständlich auch individuelle Kompetenzen eine Rolle: Entspre-
chend dem Grundsatz, dass Sollen Können voraussetzt, finden individuelle Pflichten
ihre Grenze an den Fähigkeiten, die die betreffenden Individuen mitbringen. Dies
begründet eine subsidiäre Hilfsverpflichtung: was der einzelne Educand nicht kann,
müssen evtl. seine Eltern übernehmen, was diese nicht können, die Lehrer/innen oder
evtl. das Jugendamt oder die Sozialarbeit usw. Da Verantwortungszuschreibungen
vom Alter der Educanden abhängen, legt sich eine biographieorientierte Differenzie-
rung der Verantwortungszuschreibungen nahe: zu unterscheiden wären mindestens
Kleinkindalter, Kindergartenalter, Grundschule, Sekundarstufe I und II, Oberstufe
bzw. berufliche Bildung und Studium, Fort- und Weiterbildung. Des Weiteren werden
Unterschiede zu machen sein entlang der Frage, um welche Bildung es sich handeln
soll: dabei eröffnet sich ein Spektrum von der reinen Vermittlung von Wissen und
Fertigkeiten bis hin zur Unterstützung persönlicher Entwicklungsprozesse. Unter-
schiedliche Zuständigkeiten werden zudem zu etablieren sein, je nachdem, ob es um
die Entscheidung über Inhalte, Methoden, Strukturen, Zulassungsbedingungen oder
Finanzströme geht. Die subsidiäre Struktur wiederholt sich auch auf anderen Ebenen:
Was die einzelne Schule leisten kann, müssen nicht übergeordnete Behörden über-
nehmen. Was einzelne Länder für sich klären können, muss nicht auf Bundesebene
gelöst werden. Gleichzeitig müssen der jeweiligen Handlungs- und Entscheidungs-
autonomie jedoch auch die Verfügung über entsprechende Ressourcen und die Ver-
antwortung für mögliche nachteilige Effekte des eigenen Handelns entsprechen.
Insbesondere allgemeine Rahmenbedingungen, die für alle Bildungsträger gelten sol-
len, müssen überdies demokratisch legitimiert sein. Deshalb kommen dafür nur de-
mokratisch zustande gekommene, staatliche Entscheidungsinstanzen in Frage. Wel-
che diese allgemeinen Rahmenbedingungen sein können und müssen, ist selbst
Ergebnis demokratischer politischer Prozesse. Sie orientieren sich an den Bildungs-
zielen, die aus Gemeinwohlgründen allen Educanden vorgeschrieben werden können
(Kompetenzen, die notwendig erscheinen, um den sozialen Frieden, Zusammenhalt,
Toleranz, politische Beteiligung – und ökonomischen Erfolg der Gesellschaft zu ge-
währleisten). Sie finden ihre Grenzen jedoch in den individuellen Rechten und den
legitimen Ansprüchen intermediärer Gruppen und Organisationen.
Schließlich ist zu diskutieren, welche historisch entstandenen Strukturen und Beson-
derheiten der Identität von Gemeinwesen in der Zuschreibung von Bildungsverant-
wortung allein deshalb beanspruchen können, fortgeführt zu werden, weil sie zum
Traditionsbestand gehören und als für die gemeinsame Identität wesentlich angese-
hen werden (z. B. traditioneller Laizismus oder traditionell enge Zusammenarbeit von
Staat und Kirche). Hier kommen auch legitime Differenzen in Fragen des „Guten
Lebens“ ins Spiel: Erziehung und Bildung werden immer verbunden sein mit not-
wendig weltanschaulich (inklusive religiös) geprägten Prozessen der Weltaneignung
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und Sinnstiftung. Nur in totalitären Staaten können diese für alle gleich sein, in plu-
ralistischen, demokratischen Gesellschaften müssen für Bildungsprozesse Freiräume
gewährt werden, die der Realisierung unterschiedlicher weltanschaulicher Vorstellun-
gen dienen, sofern diese den Vorrang des Gerechten respektieren. Dies impliziert
Freiheitsspielräume für und Verantwortungszuschreibungen an Kirchen und andere
weltanschauliche und religiöse Organisationen.
Als Mittel zur Steuerung der Zuweisung unterschiedlicher Verantwortlichkeiten in der
Bildungskooperation kommen gesetzliche Regelungen und auf deren Basis Verord-
nungen und Verwaltungsvorschriften, finanzielle Anreize, Kooperationsformen, Wett-
bewerbsprozesse oder moralische Appelle in Frage. So wie über die Zuweisung un-
terschiedlicher Verantwortlichkeiten nachgedacht werden muss, ist zu klären, welche
dieser Steuerungsmedien jeweils geeignet und moralisch legitim sind. Insbesondere
ist auf positive wie negative Nebenwirkungen bestimmter Steuerungsmedien zu ach-
ten. Dies gilt in besonderem Maße für ökonomische Anreize und Formen der Hand-
lungskoordination über Märkte und Wettbewerb, z. B. auch für den Wettbewerb der
unterschiedlichen Bildungssysteme zwischen den deutschen Bundesländern. Matthi-
as Rürup ist sehr skeptisch hinsichtlich der angenommenen positiven Wirkungen des
föderalen Wettbewerbs. Allein schon, weil die Wirkung bestimmter Maßnahmen
kaum einzuschätzen sei, viele positive oder negative Entwicklungen keine leicht zu
identifizierenden Ursachen hätten und Anpassungen oft bereits vorgenommen wür-
den, bevor sich Maßnahmen überhaupt hätten auswirken können, findet kein echtes
Lernen voneinander statt.75
Der Governance-Ansatz trägt selbst schon dazu bei, gegenüber älteren top-down-Mo-
dellen von „Steuerung“ realistischere Perspektiven in Anschlag zu bringen. Trotzdem
scheint auch der Governance-Ansatz manchmal noch als zu stark abhängig von sol-
chen Vorstellungen von Steuerbarkeit. Kussau wirft ihm einen „Objektivismus“76 vor,
der noch überwunden werden muss. Steuerungsimpulse müssen in die je eigene Pra-
xis übersetzt, Rahmenbedingungen als Einflussfaktoren auf das je eigene Handeln
wahrgenommen und interpretiert, Widerstände und Veto-Positionen überwunden,
vorgegebene Ziele müssen angeeignet und in operationalisierbare Ziele auf der Ebene
des eigenen, relativ autonomen Handlungsbereichs transferiert werden. Unter Beru-
fung auf Zapf77 fordert Kussau deshalb mehr Offenheit und Zeit für Prozesshaftigkeit,
für eine Pluralität von Lösungen, für Innovationen „von unten“, insgesamt für ein
Verständnis von Governance, in dem auf der Handlungsebene nicht mehr von „Im-
plementierung“, sondern vom „Nacherfinden“78 gesprochen wird. Wo „Implementie-
rung“ nicht funktioniert, darf dann auch nicht immer nur von „Widerständigkeit“ ge-
sprochen werden: „Ein Unterlaufen politischer Vorgaben ist keine absichtsvolle
‚Obstruktion‘, sondern Ausdruck der Geltung anderer, nicht politischer Rationalitäts-
75 Rürup 2008, S. 188–189.
76 Kussau 2007b, S. 300.
77 Zapf 1989.
78 Kussau 2007b, 288/290.
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und Relevanzkriterien. In dieser Sicht sind Politik und Schule autonome Teilsektoren
mit je spezifischen Sinndeutungsmustern [...].“79
Diese Erkenntnisse sind auch wichtig für eine Sozialethik der „Educational Gover-
nance“. Zu meinen, es reiche, allgemein gültige, abstrakte sozialethische Normen als
richtig auszuweisen, die dann in der Praxis nur noch „angewandt“ werden müssten,
würde der Komplexität und relativen Autonomie der Anwendungsfelder nicht gerecht.
Sozialethik hat deshalb auch die Aufgabe, Kompetenzen und Ressourcen bereitzu-
stellen, die es den Akteuren selbst in ihren jeweiligen Handlungssituationen erlauben,
eigene ethische Urteile zu fällen und in eigenes Handeln umzusetzen.
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